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Sven Giegold

■ 43, ist Mitglied der Grünen im
Europäischen Parlament und dort
im Ausschuss für Wirtschaft und
Währung. Er ist Mitbegründer von
Attac Deutschland und des Tax Jus-
tice Networks, einer Organisation,

die sich für Steuer-
gerechtigkeit

einsetzt.

VON SVEN GIEGOLD

s ist zu schön, um wahr zu
sein. Nach jahrelangen
Kampagnen für Finanz-
transaktionssteuerunddie

Schließung von Steueroasen
kommt endlich Bewegung in die
Sache. Das Fass zum Überlaufen
brachte der Offshoreleaks-Skan-
dal, der den Regierungen in
Deutschland und Großbritan-
nien gewaltig in die Wahlkampf-
parade fuhr. Beide konservativ-
liberalen Koalitionen waren bis-
her nicht durch gerechte Steuer-
politik aufgefallen.

Seit einigenMonaten sind die
Regierungsverbünde OECD, G 8,
G 20 und EU so aktiv wie nie im
Kampf gegen Steuerflucht und
aggressive Steuervermeidung
von Großunternehmen. Beim
genaueren Hinsehen wird je-
doch deutlich, dass es bei der
Schließung von Steueroasen für
Privatpersonen deutlich besser
vorangeht als bei den dreisten
Steuerschiebereien transnatio-
naler Unternehmen.

Der privaten illegalen Steuer-
flucht ist vergleichsweise ein-
fach beizukommen: Erträge von
steuerlichen Ausländern müs-
sen an die Finanzämter der Hei-
matländer automatisch gemel-
det werden.Wenn dann noch die
Identitäten der Eigentümer von
Schattenfirmen, wirtschaftlich
Begünstigten von Stiftungen
und Lebensversicherungen,
Trusts und anderen Verschleie-
rungskonstruktionen grenz-
überschreitend transparentwer-
den, ist der Spuk mit der Steuer-
flucht rasch beseitigt. Alle Staa-
ten könnendann ihr Steuerrecht
wieder souverän auf alle Ein-
künfte ihrer BürgerInnen an-
wenden und so auch progressive
Steuersätze auf hohe Kapitalein-
kommen erheben.

Es wäre jedoch naiv, dabei auf
ein Einsehen der Steueroasen-
Länder zu vertrauen, die ihre
Souveränität als Steuerhafen für
Vermögende aus aller Welt feil-
bieten. Seit den 1920er Jahren
und den ersten Verhandlungen
zumBankgeheimnis imRahmen
des Völkerbunds blockieren die
Schweiz und ihre fiskalischen
Zauberlehrlinge jeden ernstli-
chen Fortschritt.

Das Zauberwort zurDurchset-
zung der internationalen Koope-
ration lautet: FATCA.Mithilfe des
„Foreign Account Tax Compli-
ance Act“-Abkommens haben
die USA den Hebel nicht bei den
sturen Staaten, sondern bei den
Banken angesetzt. Wer mit den
USA und seinen BürgerInnen als
Finanzdienstleister Geschäfte
machen will, muss grenzüber-
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Steuerfluchtwird schwieriger

DIE FORDERUNG Privatpersonen ist steuerlich klar beizukommen. Bei Firmen

hingegen fehlt noch viel – und die Transaktionssteuer ist in Gefahr

Ein Wurmloch aus der Physik: Was hindurchgeht, taucht in einem anderen
Universum wieder auf, wie beim Steuerloch Foto: Mark Garlick

Ausschnitt aus dem G-8-Protest-
logo der Londoner. Der Gipfel ist
kommende Woche in Nordirland
– aus gutem Grund
Foto: @ProtestG8

haltensänderung“ könnten
“chronische Unterernährung in
Entwicklungsländernum36Pro-
zentverringern“–dasseidiekos-
teneffektivsteMethode zurHun-
gerbekämpfung.

Die Gipfelerklärung ver-
pflichtet nundie Teilnehmerun-
ter anderem, bis 2020 mindes-
tens 500 Millionen Schwangere
und Kleinkinder mit verbesser-
ter Nahrung zu erreichen. Das
„Recht auf ausreichende Nah-
rung“ solle „allmählich reali-

siert“ und „wissenschaftliche Er-
kenntnisse und Innovationen“
sollen in „Politik und Praxis inte-
griert“werden. JährlicheEvaluie-
rungen sind geplant, ein Folge-
gipfel 2016. ImEinzelnenverwei-
sen die Dokumente auf exakt je-
ne Art von Interventionen, die
auch Lomborg vorgeschlagen
hat. Zahlreiche Regierungen von
Entwicklungsländern, Hilfsorga-
nisationen, zivilgesellschaftliche
Gruppen und Unternehmen tra-
gen die Erklärungmit.

Umstrittene Rezepte gegen die Unterernährung

NACHGEHAKT Ein G-8-Hungergipfel in London hat die auch in der taz publizierten Vorschläge von Björn Lomborg im Kern gebilligt

BERLIN taz |Der vor einerWoche
hier publizierte Appell des Dä-
nen Björn Lomborg zur Bekämp-
fung von Unterernährung war
zum G-8-„Hungergipfel“ mit
demTitel „Nutrition fürGrowth“
(Ernährung für Wachstum) ter-
miniert, der am7. Juni in London
stattfand. Lomborg hatte ausge-
rechnet: 2,3 Milliarden Dollar
jährlich zur „Bereitstellung von
Spurennährstoffen, Zusatznah-
rung, Wurm- und Durchfallbe-
handlung, Programme zur Ver-

Unumstritten istalldiesnicht.
Da Lomborg auch genveränderte
Nahrungsmittel gutheißt, leh-
nen manche Gegner der Gen-
technik seine Vorschläge grund-
sätzlich ab. Zugleich zirkuliert
der Vorwurf, die G-8-Staaten för-
dertenmit ihrer „Allianz für eine
Grüne Revolution in Afrika“
(AGRA) die globale Agrarindust-
rie. Dass der Londoner Gipfel in
der Konzernzentrale von Unile-
ver stattfand, stützt diesen Ver-
dacht. „AmHerzen der Interven-
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Der G-8-Gipfel

■ Wer? USA, Kanada, Japan,
Großbritannien, Frankreich, Ita-
lien, Deutschland und Russland
waren einmal die führenden
Industrienationen. Heute befin-
den sie sich noch irgendwie an der
Spitze. Trotzdem: Die Staats- und
Regierungschefs kommen weiter
zusammen, diesmal Anfang kom-
mender Woche (17./18. Juni) am
Lough Erne in Nordirland. Es ist
schließlich schon das 39. Treffen
des Kreises.
■ Was? Der Kampf gegen Steuer-
oasen und Steuerflucht ist nur ei-
nes der bestimmenden Themen
auf der Konferenz. Daneben wird
der Bürgerkrieg in Syrien eine
wichtige Rolle spielen – US-Präsi-
dent Barack Obama hat eben ver-
lauten lassen, für ihn sei in dem
Konflikt die rote Linie überschrit-
ten. Für Zündstoff dürfte auch die
ultralockere Geldpolitik sorgen,
die derzeit dieMärkte rund um den
Globus verunsichert.
■ Wohin? Spektakuläre Beschlüs-
se zeichnen sich bisher nicht ab.
Der Gipfel gilt vor allem als Vorbe-
reitungstreffen für den G-20-Gip-
fel im September in St. Peters-
burg.

tionen von AGRA undG 8 stehen
die Öffnung von Märkten und
die Schaffung von Räumen für
Multinationale“, kritisiert ein Zu-
sammenschluss afrikanischer
Bauernverbände.

Aktivisten sind gespalten. Die
World Development Movement
kritisiert den Gipfel als „unter-
nehmensgesteuert“. Zu den Trä-
gern der Gipfelerklärung gehö-
rendieHilfswerkeOxfam, Chris-
tian Aid und Save the Children.

DOMINIC JOHNSON

schreitend Steuerdaten liefern
oder eine saftige Strafe zahlen.

Erst seit dieses Gesetz in Kraft
ist, sind auch Luxemburg, die
Schweiz,Österreich&Coin inter-
nationalen Institutionen bereit,
ihr Bankgeheimnis nicht mehr
durch Steuerausländer miss-
brauchenzulassen.DieVerhand-
lungen laufen auf allen Ebenen,
und es sieht gut aus, dass der au-
tomatische Informationsaus-
tausch zum internationalen
Standard wird. Dabei gilt es nun
wachsam zu bleiben, dass so we-
nige Schlupflöcher wie möglich
bleiben und der Datenschutz ge-
wahrt wird.

Viel schwieriger ist die Lage
bei den Maßnahmen gegen ag-
gressive, aber legale Steuerver-
meidung von transnationalen
Konzernen. Hier genügt es nicht,
Informationen auszutauschen.
Staaten müssen sich vielmehr

s ist völlig normal, dass
sehr viel weniger Men-
schen gegen einen ober-

flächlichenG-8-Gipfelprotes-
tieren als gegen soziale Kür-
zungen, die den Durch-
schnittsmenschen viel direk-
terbetreffen.VieleMenschen,
die normalerweise auf die
Straße gehen würden, sind
angesichts des fast schon un-
überschaubaren Ausmaßes
der von den G-8-Staaten und
ihren Organen verursachten
Probleme apathisch gewor-
den. In einer unmöglichen
Schlacht bleiben viele Leute
eherzuHause,alssichdemRi-
siko von Tränengas und Stra-
ßenschlachtenauszusetzen.

Bei ProtestengegendieG 8
geht es weniger darum, Ver-
änderungen herbeizuführen,
alsumdenNachweis,dassder
Weg von kapitalistischer Sta-
bilität zu dramatischemWan-
del sehr kurz ist. Unter der
dünnen Firnis der Stabilität
tickt eineZeitbombe.Die Leu-
te sindangepisst, undzwar zu
Recht. Der G-8-Gipfel und
auch die Proteste dagegen
sind lediglich Theater. Aber
wir wollen in diesem Theater
nichtdieBösen spielen.

Werauchimmerbeschloss,
den G-8-Gipfel in Nordirland
abzuhalten, wusste genau,
was er tat. Dass es hier immer
noch militante Republikaner
gibt, legitimiert gigantische
Sicherheitsausgaben. Würde
der Gipfel in London stattfin-
den, gäbe es viel größere Pro-
teste. Die Straßen würden
brennenwie in Istanbul.

In Städten kann man sich
verstecken und Aktivisten
können Katz und Maus mit
der Polizei spielen, nicht
RaubvogelundMaus,wieesin
Nordirland sein wird. Die Si-
cherheitsdienste wissen das.
Der G-20-Gipfel in Toronto
vor drei Jahren war wohl der
letzte dieser Art in einer grö-
ßerenStadt. Irgendwannwer-
den die Machthaber so viel
Angstbekommen,dasssiedie
Gipfel ganzabsagen.

DerAutor ist einerderOrgani-
satorenderProtestegegenden
G-8-Gipfel in Großbritannien
und bleibt auf eigenen
Wunschanonym.
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NEUES DENKEN

Warumwir
protestieren

Foto: Marc Beck-

mann

auf Regeln einigen, wer bei ver-
flochtenen Unternehmen das
Besteuerungsrecht auf welches
Einkommenhat.Dasgreift tief in
die Souveränität von Staaten ein.
Wie arm sich Konzerne rechnen
können, haben Amazon, Google,
Starbucks & Co hinlänglich be-
wiesen. Doch ganz einfache Ant-
worten gibt es darauf nicht.

Gerade in der EUmüssenMit-
gliedsländer bereit sein, die Re-
geln zur Berechnung ihrer Steu-
erbasis anzugleichen. Das wird
aber nicht genügen. Auch Min-
deststeuersätze auf Unterneh-
mensgewinne sind notwendig,
um dem Steuertreiben Einhalt
zu gebieten. Dabei können diese
Mindeststeuersätze in ärmeren
Staaten niedriger sein als in rei-
chen, da sie ja auch weniger Bil-
dung, Infrastruktur und Sicher-
heit für die Investoren bieten.

Doch davon sind wir noch
weit entfernt, denn die Ideologie
von der segensreichen Wirkung
des Steuerwettbewerbs ist noch
tief verankert, auch in unserer
Bundesregierung. Dabei ist doch
offensichtlich, dass offene Gren-
zenauchgemeinsameRegelnfür
alleWettbewerber brauchen. Oh-
ne Kampagnen der Zivilgesell-
schaft und Konfliktbereitschaft
geschädigter Staaten werden
große Fortschritte kaum durch-
setzbar sein.

Tragischwarendie letztenWo-
chen für die Finanztransaktions-
steuer. Nachdem elf Staaten sich
in der EU zusammengetan ha-
ben, um die Steuer in einer „ver-
stärkten Zusammenarbeit“ in
der EU einzuführen, steckt nun
der Teufel im Detail. Kaum ein
Tag vergeht, an dem die Finanz-
industrie und von ihnen bezahl-
te Spindoktoren und Studien-
schreiber nicht neues Störfeuer-
werk entzünden. Viele Gegner
der Steuer haben nun die Strate-
gie gewechselt und verlangen
dreiste Ausnahmen – wohl wis-
send, dass wesentliche Ausnah-
men wie auf Derivate, Invest-
mentfonds & Co der Tod der
Steuer sind,weil sie dannmithil-
fe von Finanzalchemie leicht
umgehbar wird. Gut möglich,
dass die Finanzindustrie Erfolg
haben wird und die Spekulati-
onssteuer zu einer Ministeuer
auf wenige Finanzprodukte ge-
schrumpft wird.

Daher dürfen die Freunde der
Finanztransaktionssteuer dem
Treiben der Lobby nicht länger
tatenlos zusehen. Die Unterstüt-
zer in Regierungen und Parla-
menten werden es allein nicht
schaffen. Der Zivilgesellschaft
will man zurufen: Rettet die Fi-
nanztransaktionssteuer! Fahrt
die Kampagnen wieder hoch!

Seit den 1920er Jahren
blockieren die Schweiz
und ihre fiskalischen
Zauberlehrlinge jeden
wirklichen Fortschritt
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